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Schriftliche Frage im Monat August 2023 
Arbeitsnummer 8/143  

 

 

Sehr geehrte Frau Kollegin, 

 

Ihre Frage beantworte ich wie folgt: 

 
Frage Nr. 8/143: 
Welche verfassungsrechtlichen Bedenken gegen eine Steuerfinanzierung der Unabhängigen Pa-
tientenberatung, von denen die parlamentarische Staatssekretärin Dittmar in der Sondersitzung 
des Gesundheitsausschusses am 09. September 2023 sprach, wurden im Vorfeld des Gesetzge-
bungsverfahrens zum Gesetz zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Stiftung Un-
abhängige Patientenberatung Deutschland (UPD-Gesetz) diskutiert, und inwiefern waren diese 
Bedenken maßgeblich für die Entscheidung der Bundesregierung, stattdessen eine Beitragsfinan-
zierung und damit die institutionelle Nähe zum GKV-Spitzenverband im Gesetzentwurf vorzuse-
hen? 

 

Antwort: 

Die Frage nach einer möglichen Steuerfinanzierung der Unabhängigen Patientenberatung 

Deutschland (UPD) ist eng verbunden mit der Frage nach der Gesetzgebungskompetenz. Die 

Ausgestaltung der UPD beruht – wie bisher auch – auf der Gesetzgebungskompetenz für die So-

zialversicherung (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 Grundgesetz) und - soweit die Private Kranken-

versicherung in die UPD einbezogen wird – zusätzlich auf der Gesetzgebungskompetenz für das 

private Versicherungswesen (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 

2 Grundgesetz). Angesichts der für den Anwendungsbereich der Gesetzgebungskompetenz für 

die Sozialversicherung notwendigen, im Wesentlichen aus Beiträgen finanzierten Leistung be-

wegte sich eine rein aus Steuermitteln finanzierte UPD nicht innerhalb dieses Kompetenztitels. 

Da dem Bund im Bereich des Gesundheitswesens nur eingeschränkt 

Berlin, 18. August 2023 



 

Seite 2 von 2  Gesetzgebungskompetenzen zustehen, könnte außerhalb der Gesetzgebungskompetenz für die 

Sozialversicherung keine allgemeine, steuerfinanzierte Patientenberatung auf Bundesebene ge-

schaffen werden.  

 
Mit freundlichen Grüßen 


